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Die BAR in Frankfurt 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) e. V. ist die gemeinsame Repräsentanz der 
Deutschen Rentenversicherung Bund, der Bundesagentur für Arbeit, der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung, der gesetzlichen Krankenversicherung, der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau, der Bundesländer, der Spitzenverbände der Sozialpartner, der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen, der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe sowie der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zur Förderung und 
Koordinierung der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen.
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Vorwort

Am 16.12.2016 hat der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrats das Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und 
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung – das Bundesteilhabegesetz (BTHG) verabschiedet.
Das BTHG greift den Geist der UN-Behindertenrechtskonvention in seiner Zielsetzung und Ausgestaltung auf. 
Manche Veränderungen stellen gleichzeitig einen Systemwechsel dar: die neuen gesetzlichen Vorschriften 
bringen Veränderungen bei den Leistungen, für den Zugang zu Leistungen, für die Verfahren, um nur einige 
Beispiele zu nennen. 

Damit sind nicht unerhebliche Umgestaltungen verbunden, deren Auswirkungen im Einzelnen aktuell nicht 
abzusehen sind – nicht zuletzt, weil viele Regelungen ineinandergreifen. Auch ist Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung, drohender Behinderung oder chronischer Erkrankung nichts Abgeschlossenes mit einem Anfang 
A und einem feststehenden Ende B, sondern ein fortlaufender Prozess, der auf verschiedenen Ebenen stattfin-
det. 

Der Wandel von hierarchischer zu partizipativer Steuerung  hat nicht nur eine politische Dimension. Wesentlich 
für den Erfolg von Rehabilitation und Teilhabe sind die Mitwirkungsmöglichkeiten für Menschen mit Behin-
derung. Die im BTHG geforderte Partizipation definiert nicht nur ein generelles Recht – eine unabhängige 
Lebensführung kann nur auf individuellen Rechten beruhen. 

Gesetzlich verankerte Normen und Regeln sind zwar grundlegend, müssen in der Praxis aber auch gelebt 
werden. Diesen Nachweis muss das neue Bundesteilhabesetz nun erbringen und nimmt dabei alle für seine 
Umsetzung verantwortlichen Akteure  in die Pflicht.

Das „BTHG-Kompakt“  soll denjenigen, die die Vorschriften umsetzen sowie weiteren Interessierten eine erste 
Orientierung bieten.

Dr. Helga Seel, Geschäftsführerin der BAR
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Einführung

Die Grundlagen für ein leistungsfähiges Rehabilitations- und Teilhaberecht modernisieren, um damit die Le-
benssituation von Menschen mit Behinderung durch mehr Selbstbestimmung und mehr Teilhabe zu verbes-
sern – mit dieser Anforderung stellt das Bundesteilhabegesetz (BTHG) die bisher größte Reform des SGB IX 
seit dessen Entstehung im Jahr 2001 dar. Es zielt außerdem auf die Weiterentwicklung des deutschen Rechts 
mit Blick auf die UN-BRK von 2009. Nach der Verkündigung des BTHG am 29. Dezember 2016 tritt das neue 
Reha- und Teilhaberecht bis zum 1. Januar 2023 stufenweise in Kraft und wird zu einem novellierten SGB IX 
mit neuen Inhalten und einer neuen Struktur führen.

Teil 1: Allgemeiner Teil 
Die bisherigen Grundsätze für alle Rehabilitationsträger werden reformiert, mit der Absicht, ihre Zusammenar-
beit in einem weiterhin gegliederten Sozialleistungssystem zu stärken. Zentrale Kapitel regeln die Bedarfser-
kennung und -ermittlung, die Zuständigkeitsklärung und Koordinierung der Leistungen mit einer gestiegenen 
Verantwortung des leistenden Reha-Trägers sowie die Teilhabeplanung mit dem Menschen mit Behinderung.

Teil 2: Recht der Eingliederungshilfe
Die Eingliederungshilfe wird aus dem Fürsorgesystem des SGB XII (Sozialhilferecht) herausgelöst und ab 2020 
als neuer zweiter Teil in das SGB IX-neu aufgenommen. Die Weiterentwicklung zielt auf ein modernes, perso-
nenzentriertes Teilhaberecht, das sich am individuellen Bedarf einer Person ausrichtet und dem Träger der 
Eingliederungshilfe mehr Steuerungsmöglichkeiten bietet.

Teil 3: Schwerbehindertenrecht
Die Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen verbleiben im SGB IX – als dann dritter Teil. Die 
Schwerbehindertenvertretungen sollen gestärkt werden. Durch die Einführung von Frauenbeauftragten in 
Werkstätten für behinderte Menschen verbessern sich deren Mitwirkungsmöglichkeiten. 

Mit dieser kompakten Darstellung erläutert die BAR die wichtigsten Änderungen im neuen Reha- und Teilha-
berecht. Auf der BAR-Homepage (www.bar-frankfurt.de) sollen zusätzlich weitere Materialien und aktuelle 
Berichte zur Verfügung gestellt werden.
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Stufenweise Reform 2017–2023
Das Bundesteilhabegesetz tritt stufenweise in Kraft. Ein längerer Umstellungsprozess ist notwendig, um die 
umfangreichen Regelungen nach und nach in die Praxis umzusetzen. Im Einzelnen: 

Die neuen Leistungs- und Verfahrensregelungen sind komplex. Vorgestellt werden daher ausgewählte  
Aspekte. Die Erläuterungen zu diesen Änderungen folgen dem dreiteiligen Aufbau des Gesetzes:

2017

2018

2020

2023

Reformstufe

1
Reformstufe

2

Reformstufe

3

Ab 01.01.2017: 
nn �Eingliederungshilfe: höhere Freibeträge bei Einkommen  

und Vermögen (erste Stufe) 
nn Vorgezogene Änderungen im Schwerbehindertenrecht 

Ab 01.01.2018:
nn �Allgemeiner Teil und Schwerbehindertenrecht werden zu  

Teil 1 und 3 im SGB IX-neu
nn Reform des Vertragsrechts der Eingliederungshilfe
nn �Verbesserungen im Bereich Teilhabe am Arbeitsleben und im 

Gesamtplanverfahren in der Eingliederungshilfe (noch im SGB XII)

Ab 01.01.2020:
nn �Recht der Eingliederungshilfe wird zu Teil 2 im SGB IX-neu
nn �Freibeträge bei Einkommen und Vermögen werden weiter erhöht 

(zweite Stufe) 

Ab 01.01.2023:
nn Zugang zur Eingliederungshilfe wird neu ausgestaltet Reformstufe

4
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Teil 1: Allgemeiner Teil

Ab 01.01.2018 fokussiert der Gesetzgeber stärker als bisher auf die Verantwortung eines leistenden Rehabili-
tationsträgers gegenüber dem Menschen mit Behinderung. Die Regelungen des Allgemeinen Teils beziehen 
sich auf die Kapitel 1 - 14 mit den §§ 1 - 89 SGB IX-neu und gelten grundsätzlich für alle Rehabilitationsträger. 
Die zentralen Änderungen / Regelungen im Einzelnen: 

Neuer Behinderungsbegriff

Einige der Änderungen im SGB IX-neu orientieren sich an der UN-BRK. So legt der neue Behinderungsbegriff 
in § 2 SGB IX-neu einen deutlicheren Schwerpunkt auf die Wechselwirkungen zwischen Person und Umwelt:

„Menschen mit Behinderung sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchti-
gungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleich-
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern 
können.“

Die Neudefinition gründet in ihrem Verständnis auf das bio-psycho-soziale Modell, das auch der Internationa-
len Klassifikation der Funktionsfähigkeit und Gesundheit (ICF) zugrunde liegt. 

Neue Leistungsgruppe „Teilhabe an Bildung“ 

Neu in einer eigenen Leistungsgruppe sind die Leistungen zur Teilhabe an Bildung. Sie ergänzen die Teilha-
beleistungen zur medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben, zu unterhaltssichernden und 
anderen ergänzenden Leistungen sowie Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. 

Leistungen zur Teilhabe an Bildung sollen Menschen mit Behinderung einen gleichberechtigten Zugang zum 
allgemeinen Bildungssystem gewährleisten. Wie schon bei den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder 
zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft handelt es sich dabei um kommunikative, technische oder andere 
Hilfsmittel. 

Leistungen zur sozialen Teilhabe

Neu ist auch: die Leistungsgruppe Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft wird in Leistungen zur sozialen 
Teilhabe umbenannt. Dadurch wird der Leistungskatalog nicht erweitert oder eingeschränkt, sondern neu 
formuliert und benannt, z. B. sind Assistenzleistungen und Leistungen zur Mobilität nun wörtlich im Leistungs-
katalog zu finden. 

Teil 1
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Verhältnis zu den Leistungsgesetzen

Durch das SGB IX-neu werden die allgemeinen Regelungen zur Zusammenarbeit aller Reha-Träger verbindli-
cher gestaltet. Bislang galt die Regel: „Das SGB IX ist verpflichtend, solange die jeweiligen Leistungsgesetze 
nichts anderes regeln“. Neu ist in § 7, dass die Kapitel 2 - 4 den jeweiligen Leistungsgesetzen (z. B. SGB V, VI, 
VII) immer vorgehen. Das sind die Regelungen zur Bedarfsermittlung, zum Teilhabeplanverfahren und zur 
Zuständigkeitsklärung. 

Modellvorhaben zur Stärkung der Rehabilitation (§ 11 SGB IX-neu)

Um chronische Erkrankungen und (drohende) Behinderungen zu vermeiden und die Erwerbsfähigkeit zu erhal-
ten, sind präventive und rehabilitative Maßnahmen notwendig. Dazu bekommen die Jobcenter (SGB II) und die 
Rentenversicherung (SGB VI) jeweils pro Jahr 100 Mio. Euro über einen Zeitraum von 5 Jahren zur Verfügung 
gestellt. Die Mittel fließen in die Erprobung von neuen Organisationsmodellen, Methoden und Maßnahmen, 
durch die einer (drohenden) Behinderung oder einer drohenden Erwerbsminderung so frühzeitig wie möglich 
entgegen gewirkt werden kann. 

Leistungsgruppen und die jeweiligen Träger

Rehabilitations- bzw.  
Leistungsträger

Leistungen zur 
medizinischen 
Rehabilitation

Leistungen zur 
Teilhabe am  
Arbeitsleben

Leistungen zur 
sozialen Teilhabe

Unterhaltssichern-
de und andere 
ergänzende  
Leistungen

Leistungen zur  
Teilhabe an  
Bildung

Gesetzliche  
Krankenversicherung

ü ü

Gesetzliche  
Rentenversicherung

ü ü ü

Alterssicherung  
der Landwirte

ü ü

Gesetzliche  
Unfallversicherung

ü ü ü ü ü

Bundesagentur  
für Arbeit

ü ü

Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe

ü ü ü ü

Träger der  
Eingliederungshilfe

ü ü ü ü

Träger der  
Kriegsopferversor-
gung und der  
Kriegsopferfürsorge

ü ü ü ü ü

Integrationsamt ü
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Frühzeitige Bedarfserkennung

Für eine erfolgreiche Rehabilitation müssen die Reha-Träger den Bedarf einer Person so früh wie möglich 
erkennen. Neben den allgemeinen Aufklärungs- und Beratungspflichten der Reha-Träger enthält der  
§ 12 SGB IX-neu Regelungen, die die frühzeitige Bedarfserkennung und Antragstellung der Leistungsberech-
tigten unterstützen. Sogenannte Ansprechstellen sollen dazu Informationsangebote vermitteln. 

Exkurs „neue Beratungsstrukturen“:
Mit dem Bundesteilhabegesetz werden die „Gemeinsamen Servicestellen“ spätestens zum 31.12.2018 
abgeschafft. Die Verbreitung von Informationsangeboten wird in Zukunft von „Ansprechstellen“ bei jedem 
Reha-Träger sichergestellt. 

Ansprechstellen
Die Aufgabe von Ansprechstellen ist die Vermittlung von Informationsangeboten an Leistungsberechtigte, 
Arbeitgeber und andere Rehabilitationsträger. Sie sollen über Inhalte, Ziele und Verfahren zu Leistungen zur 
Teilhabe beraten und außerdem über das Persönliche Budget und andere Beratungsangebote informieren. 
Dafür ist ein Austausch zwischen den Akteuren unumgänglich. 

Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung
Mit der ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung wird ab 2018 ein weiteres Informations- und Beratungs-
angebot eingeführt, das die Beratung der Reha-Träger ergänzt. Es soll bereits im Vorfeld der Beantragung von 
Leistungen zur Verfügung stehen und über Teilhabeleistungen nach dem SGB IX informieren und beraten. 
Das Peer-to-Peer Counseling (Betroffene beraten Betroffene) wird bei der ergänzenden unabhängigen Teilha-
beberatung besonders berücksichtigt. So werden Menschen mit Behinderung zu Experten „in eigener Sache“ 
und unterstützen Ratsuchende dabei, ihre Fähigkeiten und Ressourcen für eine selbstbestimmte Teilhabe zu 
nutzen. Finanziell fördert der Bund diese Beratungsform über fünf Jahre mit jährlich 58 Mio € ab 2018.

Instrumente zur Ermittlung des Rehabilitationsbedarfs

Zentral für passgenaue und abgestimmte Teilhabeleistungen ist eine vorherige Bedarfsermittlung mit dafür 
geeigneten Instrumenten nach § 13 SGB IX-neu. Dazu gehören systematische Arbeitsprozesse wie z. B. Er-
hebungen, Analysen und Dokumentationen und standardisierte Arbeitsmittel wie z. B. funktionelle Prüfungen 
(Sehtest, Intelligenztest, Hörtest), Fragebögen und IT-Anwendungen. Die Konzentration auf die Person und 
ihre Bedarfe setzt viel stärker als bisher voraus, dass die Instrumente zur Ermittlung des individuellen Bedarfs 
bei allen Reha-Trägern auf einheitlichen trägerübergreifenden Grundsätzen beruhen und ein verbindliches und 
effektives Teilhabeplanverfahren ermöglichen. 

Daher werden die Rehabilitationsträger eine entsprechende Gemeinsame Empfehlung auf Ebene der Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation vereinbaren. 

Teil 1
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Der leistende Rehabilitationsträger in seiner neuen Rolle

Antragsverfahren – Zuständigkeit – Teilhabeplanverfahren
Ein Kernbereich des novellierten Gesetzes ist das Antrags- und Teilhabe- bzw. Gesamtplanverfahren. Künftig 
reicht ein einziger Antrag aus, um alle benötigten Leistungen von verschiedenen Reha-Trägern zu erhalten. Ab 
01.01.2018 wird es nach § 14 SGB IX-neu einen „leistenden Rehabilitationsträger“ geben, der für die Koordi-
nation der Leistungen und gegenüber dem Antragsteller verantwortlich ist. Hier wurde die Verantwortlichkeit 
insgesamt deutlich erhöht. Wenn auch andere Reha-Träger zum Teil zuständig sind, muss der leistende Reha-
Träger sie nun einbeziehen und ein verbindliches Teilhabeplanverfahren (§§ 19 - 23 SGB IX-neu) durchführen. 
Er muss dann leisten, wenn sich die anderen Träger – obwohl zuständig – nicht einbringen. Mögliche Ansprü-
che an diese kann er später geltend machen. Dem leistenden Rehabilitationsträger kommt damit eine Schlüs-
selfunktion zu. Für den Antragsteller soll dadurch das Verfahren der Bedarfsermittlung bis zur Leistungserbrin-
gung beschleunigt werden. 

Besondere Neuerung: Ab 01.01.2018 muss jeder Reha-Träger den Antragsteller über eine Weiterleitung infor-
mieren. 

Das Prozedere
Nach wie vor gilt: Wenn der erstangegangene Reha-Träger für die gesamte beantragte Leistung zuständig ist, 
wird er zwei Wochen nach Antragseingang zum leistenden Rehabilitationsträger. Ist er insgesamt nicht zu-
ständig, leitet er den Antrag innerhalb von zwei Wochen an einen zweiten Reha-Träger weiter, der bei Zustän-
digkeit zum leistenden Reha-Träger wird. Wenn auch der zweite Reha-Träger insgesamt nicht zuständig ist, 
kann er den Antrag in Absprache an einen dritten Reha-Träger weiterleiten („Turbo-Klärung“). Damit ist dieser 
– und das ist neu – leistender Reha-Träger, auch bei Nichtzuständigkeit. Der leistende Reha-Träger hat in der 
Regel binnen drei Wochen nach Antragseingang bei ihm zu entscheiden. Ausnahmen gelten insbesondere bei 
der Turbo-Klärung, bei Einholung eines Gutachtens und bei der Beteiligung anderer Reha-Träger. 
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Turbo-Klärung
Ist der Antrag bis zu einem dritten Reha-Träger weitergeleitet worden, muss er in der drei-Wochen-Frist 
über den Antrag entscheiden, die bereits beim zweiten Reha-Träger begonnen hat. Hier gibt es keine Fristver-
längerung (§ 14 Abs. 3 SGB IX-neu).

Neu ist: der leistende Reha-Träger hat die Möglichkeit den Antrag zu „splitten“ und damit teilweise weiterzulei-
ten, wenn er für einen Teil der erforderlichen Leistungen nicht Reha-Träger sein kann (z. B. Bundesagentur für 
Arbeit für medizinische Rehabilitation). Die Reha-Träger entscheiden dann jeweils über ihren Teil der Leistun-
gen und informieren den Antragsteller. 

Damit eine effektive und reibungslose Leistungserbringung gewährleistet werden kann, bleibt die Verantwort-
lichkeit gegenüber dem Antragsteller auch bei mehreren beteiligten Reha-Trägern in einer Hand (§ 15 Abs. 2 
SGB IX-neu). Benötigt der leistende Reha-Träger zum Beispiel für die Bedarfsfeststellung die Mitwirkung wei-
terer Reha-Träger, so fordert er von diesen entsprechende Feststellungen an (§ 15 Abs. 2 SGB IX-neu). Diese 
erwartet er binnen zwei Wochen (Ausnahme: Gutachten). Bringen sich die Reha-Träger nicht innerhalb der 
vorgegebenen Fristen ein, dann muss der leistende Reha-Träger den Bedarf ermitteln und leisten. Der Antrag-
steller bekommt abschließend einen Bescheid, in dem alle Leistungen zusammengefasst sind (Leistungen wie 
aus einer Hand). Die Frist zur Entscheidung beträgt bei Beteiligung mehrerer Reha-Träger grundsätzlich sechs 
Wochen ab Antragseingang.

Weitere Aufgaben des leistenden Rehabilitationsträgers:
Der leistende Rehabilitationsträger verantwortet auch das Teilhabeplanverfahren. Das bedeutet: Erstellung 
eines Teilhabeplans und die Durchführung einer Teilhabeplankonferenz. 

Bereits nach altem Recht war der leistende Rehabilitationsträger dafür verantwortlich, dass bei mehreren 
Leistungen oder Leistungsträgern die Leistungen schriftlich zusammengestellt und aufeinander abgestimmt 
werden. Dieser Vorgang wird jetzt explizit im Gesetz als Teilhabeplan benannt (§ 19 SGB IX-neu). Er muss 
regelmäßig angefertigt werden (genaueres in § 19 Abs. 1 SGB IX) und ist Teil eines standardisierten Verwal-
tungsverfahrens. Inhalte eines Teilhabeplans können z. B. die Feststellungen über den individuellen Rehabili-
tationsbedarf auf Grundlage der Bedarfsermittlung (§ 13 SGB IX-neu), die eingesetzten Instrumente oder die 
Ergebnisse der Teilhabeplankonferenz sein. Der Teilhabeplan wird im weiteren Verlauf des Reha-Prozesses den 
Bedürfnissen des Leistungsberechtigten angepasst. 

Besonders bei komplexen Leistungsfällen kann eine Teilhabeplankonferenz als Teil des Verfahrens einberufen 
werden. Reha-Träger, Leistungsberechtigte und weitere Beteiligte nutzen diesen „runden Tisch“, um gemein-
sam den Bedarf, die Maßnahmen und geeignete Ziele festzulegen (§ 20 SGB IX-neu). Die Durchführung 
einer solchen Konferenz kann von den Leistungsberechtigten, den beteiligten Rehabilitationsträgern und den 
Jobcentern vorgeschlagen werden. Der leistende Reha-Träger kann den Vorschlag jedoch ablehnen, wenn der 
Sachverhalt seiner Meinung nach auch ohne großen Aufwand schriftlich ermittelt werden kann. 

Teil 1
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Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR)

Die Reha-Träger gestalten und organisieren die trägerübergreifende Zusammenarbeit im Rahmen der BAR. 
Das neu geschaffene Kapitel 8 regelt nun die Aufgaben der BAR (§ 39 SGB IX-neu), die Rechtsaufsicht des 
BMAS (§ 40 SGB IX-neu) und den neuen Teilhabeverfahrensbericht (§ 41 SGB IX-neu). Die Aufgaben der BAR 
sind insbesondere:

Auswertung der 
nn Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger 
nn Forschung zur Rehabilitation und deren Bewertung

Erarbeitung von
nn Gemeinsamen Grundsätzen, z. B. zur Bedarfsermittlung und Koordinierung von Reha
nn Maßnahmen
nn Gemeinsamen Empfehlungen, z. B. über die Instrumente zur Ermittlung des Reha-Bedarfs
nn Trägerübergreifenden Beratungsstandards
nn Qualitätskriterien zur Sicherung der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität

Förderung von 
nn Peer Counseling (Beratung von und für Menschen mit Behinderung)
nn �Partizipation Betroffener durch stärkere Einbindung von Selbsthilfe und  

Selbstvertretungsorganisationen

Außerdem:
nn Trägerübergreifende Fort- und Weiterbildung
nn Öffentlichkeitsarbeit zur Inklusion und Rehabilitation
nn Durchführung trägerübergreifender Forschungsvorhaben

Hinsichtlich der verbindlicheren Ausgestaltung der Zusammenarbeit der Träger (§ 14 und § 15 SGB IX-neu) 
hat der Gesetzgeber den Teilhabeverfahrensbericht eingeführt. Danach sind alle Reha-Träger verpflichtet, ab 
dem 01.01.2018 verschiedene Daten zu Anträgen, Verfahrensdauer und Weiterleitungen usw. zu erfassen. Die 
gebündelten und weitergeleiteten Daten werden von der BAR ab 2019 in einem jährlichen Bericht zusammen-
gefasst, ausgewertet und veröffentlicht. Mit dem Bericht soll die Zusammenarbeit der Träger und das Reha-
Leistungsgeschehen transparenter gemacht werden.
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§ 61 SGB IX-neu „Budget für Arbeit“
Menschen mit Behinderung haben künftig bessere Möglichkeiten über das neue Budget für Arbeit zu einem 
anderen Leistungsanbieter zu wechseln oder eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzu-
nehmen. Damit gibt es eine Alternative zur Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM).

Die neue Leistung beinhaltet: einen Lohnkostenzuschuss an den Arbeitgeber zum Ausgleich der Leistungsmin-
derung des Beschäftigten und die Aufwendungen für die wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und 
Begleitung zum Arbeitsplatz z. B. Arbeitsassistenz oder Job-Coach.

Der Lohnkostenzuschuss beträgt bis zu 75% des vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlten Arbeitsentgelts. 
Durch die jedes Jahr vom BMAS neu erarbeitete „Bezugsgröße“ ist dieser Betrag jedoch gedeckelt (1190 € in 
2017). Durch Landesrecht können höhere Zuschüsse ermöglicht werden. 

Gut zu wissen: 
Es steht jedem Menschen mit Behinderung frei, wieder in die WfbM zurückzukehren.

Teil 1



15

Teil 2: Eingliederungshilfe

In Deutschland leben derzeit etwa 10,2 Millionen Menschen mit Beeinträchtigungen, davon sind rund 
7,5 Millionen schwerbehindert. Etwa 700.000 Menschen beziehen Eingliederungshilfe.

Die Eingliederungshilfe wird bis zum Jahr 2020 vollständig aus dem SGB XII (Sozialhilfe) herausgelöst und in 
das SGB IX als 2. Teil integriert. Strukturelle und leistungsrechtliche Neuerungen machen auch hier längere 
Übergangszeiträume notwendig. Wichtig ist, dass in Zukunft Einkommen und Vermögen in deutlich geringe-
rem Umfang herangezogen werden. 

Personenzentrierung statt Einrichtungszentrierung
Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden von überwiegend einrichtungszentrierten zu personenzentrier-
ten Leistungen ausgerichtet. Die Unterstützung der Menschen mit Behinderung orientiert sich künftig nicht 
mehr an einer bestimmten Wohnform, sondern ausschließlich am notwendigen individuellen Bedarf. Die Un-
terscheidung von Leistungen in ambulante, teilstationäre und stationäre Maßnahmen der Eingliederungshilfe 
wird aufgehoben. Sonderwohnformen sollen schrittweise, soweit möglich, reduziert werden.

Trennung von Fach- und Existenzsichernden Leistungen
Die Eingliederungshilfe konzentriert sich ab 2020 auf die reinen Fachleistungen, die Menschen auf Grund ihrer 
Beeinträchtigung benötigen, wie z. B. Assistenzleistungen, Leistungen zur Mobilität oder Hilfsmittel. Die Leis-
tungen zum Lebensunterhalt und den Kosten der Unterkunft wie z. B. Heizung, Lebensmittelversorgung oder 
Bekleidung werden wie bei Menschen ohne Behinderung durch die Sozialhilfe (SGB XII) oder durch die Grund-
sicherung für Arbeitssuchende (SGB II) fi nanziert. 

Leistungsberechtigter Personenkreis
Nach wie vor bekommt man Eingliederungshilfe, wenn man durch eine Behinderung wesentlich in der Fähig-
keit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht 
ist. Bis 2023 sollen die Voraussetzungen für den Leistungszugang jedoch gesetzlich überarbeitet und vorher 
wissenschaftlich untersucht und modellhaft erprobt werden.

Einkommen und Vermögen

Die Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen beim Bezug von Eingliederungshilfe wird in den Re-
formstufen 1 und 3 verbessert. Einkommen und Vermögen der Ehe- und Lebenspartner/-innen zählt bei der 
Bedarfsfeststellung ab 2020 nicht mehr. Bislang galten Partner als Teil einer „Bedarfsgemeinschaft“ bei der 
das Einkommen und Vermögen beider Partner herangezogen wurde, bevor Leistungen erbracht wurden. 

Teil 2 
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Einkommen
Ab 01.01.2017 gibt es für berufstätige Menschen mit Behinderung einen Einkommensfreibetrag. Er liegt bei 
40% des Nettoeinkommens, darf aber nicht mehr als 65 % des Regelbedarfs (2017: 409 € für Alleinstehende) 
betragen.
Ab 01.01.2020 ändert sich das Verfahren. Es gibt einen Einkommensfreibetrag, der jährlich angepasst wird. 
Der Leistungsberechtigte muss einen Eigenbeitrag leisten, wenn sein Verdienst darüber liegt.

Vermögen:
Auch der Vermögensfreibetrag wird deutlich erhöht. Ab 01.01.2017 sind das 27.600 € gegenüber bisher  
2.600 €. Ab 2020 wird dieser Betrag noch einmal auf rund 50.000 € angehoben. Dieser Betrag bezieht sich  
lediglich auf Personen, die nur Leistungen der Eingliederungshilfe in Anspruch nehmen und nicht gleichzeitig 
auf Leistungen zum Lebensunterhalt oder auf Hilfen zur Pflege angewiesen sind. Bei diesen Leistungen kön-
nen andere und zum Teil deutlich niedrigere Grenzen gelten. 
Nicht zum Vermögen zählen z. B. Altersvorsorge (Riester-Rente), gespartes Geld zur Beschaffung oder Erhal-
tung eines angemessenen Hausgrundstücks oder einer Eigentumswohnung.

nn 01.01.2017	� Menschen mit Behinderung, die Eingliederungshilfe beziehen,  
dürfen nun statt 2.600 € bis zu 27.600 € ansparen

	 neuer Freibetrag für Erwerbseinkommen in Höhe von 265,85 €  

nn 01.01.2020	� Die Grenze des Schonvermögens wird weiter auf über 50.000 €  
angehoben. 

Gesamtplanung

Wie auch bei den anderen Rehabilitationsträgern wird im Bereich der Eingliederungshilfe ein verbindliches und 
personenzentriertes Vorgehen zur Koordinierung der Leistungen vorgeschrieben. 

Ab 01.01.2018 wird es ein Gesamtplanverfahren (ab 01.01.2020 in §§ 117 ff. SGB IX-neu) geben, das in vielen 
Regelungen dem Teilhabeverfahren gleicht. Die Träger der Eingliederungshilfe müssen aber in jedem Einzelfall 
einen Gesamtplan erstellen, unabhängig davon, ob er sich auf eine oder mehrere Leistungen bezieht. 

Die Gesamtplankonferenz 

Die Gesamtplankonferenz ist wie auch die Teilhabeplankonferenz als Möglichkeit ausgestaltet worden, die 
nicht zwingend zur Erstellung eines Gesamtplans eingesetzt werden muss. Ihre Regelungen laufen zu einem 
großen Teil parallel zu denen der Teilhabeplankonferenz, umfassen aber konkretere Vorgaben zu den Inhalten, 
die in § 119 Abs. 2 SGB XI-neu geregelt sind. Wenn es in einem Verfahren sowohl eine Gesamtplanung durch 
die Träger der Eingliederungshilfe als auch eine Teilhabeplanung durch einen anderen Reha-Träger gibt, dann 
muss beides miteinander verknüpft werden.

Teil 2
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Einkommen

Ab 01.01.2017 gibt es für berufstätige Menschen mit Behinderung einen Einkommensfreibetrag. Er liegt bei 40% des 

Nettoeinkommens, darf aber nicht mehr als 65 % des Regelbedarfs (2017: 409 € für Alleinstehende) betragen.

Ab 01.01.2020 ändert sich das Verfahren. Es gibt einen Einkommensfreibetrag, der jährlich angepasst wird. Der Leis-

tungsberechtigte muss einen Eigenbeitrag leisten, wenn sein Verdienst darüber liegt.

Vermögen:

Auch der Vermögensfreibetrag wird deutlich erhöht. Ab 01.01.2017 sind das 27.600 € gegenüber bisher  

2.600 €. Ab 2020 wird dieser Betrag noch einmal auf rund 50.000 € angehoben. Dieser Betrag bezieht sich  

lediglich auf Personen, die nur Leistungen der Eingliederungshilfe in Anspruch nehmen und nicht gleichzeitig auf 

Leistungen zum Lebensunterhalt oder auf Hilfen zur Pflege angewiesen sind. Bei diesen Leistungen können andere 

und zum Teil deutlich niedrigere Grenzen gelten. 

Nicht zum Vermögen zählen z. B. Altersvorsorge (Riester-Rente), gespartes Geld zur Beschaffung oder Erhaltung 

eines angemessenen Hausgrundstücks oder einer Eigentumswohnung.

nn 01.01.2017	� Menschen mit Behinderung, die Eingliederungshilfe beziehen,  

dürfen nun statt 2.600 € bis zu 27.600 € ansparen

	 neuer Freibetrag für Erwerbseinkommen in Höhe von 265,85 €  

nn 01.01.2020	� Die Grenze des Schonvermögens wird weiter auf über 50.000 €  

angehoben. 

Gesamtplanung

Wie auch bei den anderen Rehabilitationsträgern wird im Bereich der Eingliederungshilfe ein verbindliches und 

personenzentriertes Vorgehen zur Koordinierung der Leistungen vorgeschrieben. 

Ab 01.01.2018 wird es ein Gesamtplanverfahren (ab 01.01.2020 in §§ 117 ff. SGB IX-neu) geben, das in vielen Rege-

lungen dem Teilhabeverfahren gleicht. Die Träger der Eingliederungshilfe müssen aber in jedem Einzelfall einen 

Gesamtplan erstellen, unabhängig davon, ob er sich auf eine oder mehrere Leistungen bezieht. 

Die Gesamtplankonferenz 

Die Gesamtplankonferenz ist wie auch die Teilhabeplankonferenz als Möglichkeit ausgestaltet worden, die nicht 

zwingend zur Erstellung eines Gesamtplans eingesetzt werden muss. Ihre Regelungen laufen zu einem großen Teil 

parallel zu denen der Teilhabeplankonferenz, umfassen aber konkretere Vorgaben zu den Inhalten, die in § 119 Abs. 

2 SGB XI-neu geregelt sind. Wenn es in einem Verfahren sowohl eine Gesamtplanung durch die Träger der Einglie-

derungshilfe als auch eine Teilhabeplanung durch einen anderen Reha-Träger gibt, dann muss beides miteinander 

verknüpft werden.

Teil 3: Schwerbehindertenrecht

Durch die Reformstufe 2 wird das Schwerbehindertenrecht in den §§ 151 - 241 des SGB IX-neu zu finden sein und 

bildet somit den 3. Teil des SGB IX-neu. Seit dem 30.12.2016 gelten jedoch bereits die folgenden inhaltlichen Ände-

rungen: 

Rückwirkende Feststellung der Schwerbehinderung 

Nach altem Recht galt der Schwerbehindertenausweis ab Antrag auf Feststellung des Grades der Behinderung. 

Nach neuem Recht kann die Feststellung über den Grad der Behinderung auch auf ein früheres Datum festgelegt 

werden, wenn eine Behinderung bereits zu einem früheren Zeitpunkt vorgelegen hat. Relevant kann dies bei der 

Gewährung von Nachteilsausgleichen (z. B. Rundfunkgebühren, KfZ-Steuer, Kündigung, etc.) werden. 

Von Integrationsprojekten zu Inklusionsbetrieben (ab 01.01.2018)

Die bisherigen Integrationsprojekte heißen nun Inklusionsbetriebe. Dabei handelt es sich nach wie vor um Unter-

nehmen, die schwerbehinderte Menschen beschäftigen. Maßgebend ist, dass sie von ihrer Behinderung besonders 

betroffen sind. Sie sind Teil des allgemeinen Arbeitsmarkts, stellen jedoch eine Brücke zwischen den Werkstätten für 

Menschen mit Behinderung und dem allgemeinen Arbeitsmarkt dar. Ein Unternehmen darf sich zukünftig jedoch 

erst „Inklusionsbetrieb“ nennen, wenn es mindestens 30% (vorher 25%) und in der Regel höchstens 50% schwer-

behinderte Menschen beschäftigt. Eine weitere Änderung ist, dass nun auch langzeitarbeitslose schwerbehinderte 

Menschen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, in Inklusionsbetrieben beschäftigt werden können.

Stärkung der Schwerbehindertenvertretung

Bisher konnte die Schwerbehindertenvertretung in Betrieben, in denen mehr als 200 schwerbehinderte Menschen 

beschäftigt waren, auf Wunsch von ihrer Tätigkeit freigestellt werden. In Zukunft ist die Freistellung bereits ab 100 

schwerbehinderten Menschen in einem Betrieb möglich. Zu bestimmten Aufgaben kann dann auch eine Stellvertre-

tung hinzugezogen werden, ab 200 schwerbehinderten Beschäftigten eine zweite usw. Zusätzlich steht der Vertrau-

ensperson nun eine Bürokraft zur Verfügung. Für Schulungs- und Bildungsveranstaltungen werden die Vertrauens-

person und die erste Stellvertretung in Zukunft freigestellt.

Nutzung von Parkplätzen für Menschen mit Behinderung

Bisher war es nur Menschen mit einem Grad der Behinderung von 80 und dem Merkzeichen „aG“ (außergewöhnlich 

gehbehindert) erlaubt, auf einem Behindertenparkplatz zu parken, sowie blinden Menschen. Durch die Änderun-

gen bleiben die Grundregeln (GdB von 80 und Merkzeichen „aG“) zwar bestehen, jedoch wurde der Personenkreis 

um Menschen mit schwersten Erkrankungen erweitert. 
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Frauenbeauftragte in Werkstätten für Menschen mit Behinderung
In Werkstätten für Menschen mit Behinderung soll es in Zukunft Frauenbeauftragte geben, die durch eine 
Wahl bestimmt werden. Je nach Anzahl wahlberechtigter Frauen können bis zu drei Frauenbeauftragte ge-
wählt werden.

Merkzeichen Taubblind
Das neue Merkzeichen „TBl“ für taubblind wird im Schwerbehindertenausweis vermerkt, wenn

nn ein Grad der Behinderung von min. 70 durch eine Störung der Hörfunktion vorliegt und
nn durch eine Störung des Sehvermögens ein Grad der Behinderung von 100 anerkannt ist.
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Notizen



Downloads und weitere Informationen unter 
www.bar-frankfurt.de/publikationen/

REHA  
Grundlagen

REHA  
Vereinbarungen

REHA  
Entwicklungen

BAR  
Report

BAR Veröffentlichungen

Reha 
Grundlagen
Praxisorientiertes und konzeptionelles Wissen 
bietet Orientierung zu Leistungen und dem 
System der Rehabilitation.

Reha 
Vereinbarungen
Trägerübergreifende Vorgaben und gemein-
same Empfehlungen konkretisieren die Zu-
sammenarbeit in der Rehabilitation sowie die 
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität. 

Reha  
Entwicklungen
Positionen, Stellungnahmen und Projekte geben 
Impulse zur Weiterentwicklung von Rehabilitati-
on und Teilhabe.

BAR Report
Die BAR berichtet über Themen und Aktivitäten. 
Darunter z. B. Tagungsbericht, Geschäftsbericht 
und Orientierungsrahmen.


